Satzung des Rings Politischer Jugend (RPJ) Musterstadt
Präambel

Der Ring Politischer Jugend (RPJ) Musterstadt ist ein freiwilliger Zusammenschluss der demokratischen politischen Jugendorganisationen in Musterstadt. Seine Aufgabe ist es, aktive Maßnahmen zur Verhinderung antidemokratischen Einflusses auf die junge Generation zu treffen und einen erneuten politischen Missbrauch der deutschen Jugend unmöglich zu machen. Die demokratischen politischen Jugendverbände in Musterstadt bemühen sich durch ihre Arbeit, junge Menschen zur Mitarbeit an und in unserer Gesellschaft einzuladen und zu motivieren. Ohne eine verantwortungsbewusste Mitwirkung der jungen Generation im politischen Leben hat Deutschland keine Zukunft.

Die Erziehung der jungen Menschen zu mündigen BürgerInnen ist eine der wichtigsten Aufgaben eines demokratischen Staates. Die gleichberechtigte Anerkennung der politischen Jugendarbeit neben der jugendpflegerischen Tätigkeit der Jugendverbände ist Ausdruck dieses staatspolitisch wichtigen Zieles. Als Beitrag zur Erreichung dieses wichtigen Zieles dient auch die politische Bildungsarbeit der demokratischen politischen Jugendorganisationen in Musterstadt. Durch diese Bildungsarbeit sollen junge Menschen auf die Übernahme von Verantwortung auf allen Ebenen unseres demokratischen Staates und Gemeinwesens vorbereitet werden. Für die Arbeit der politischen Jugendgruppen müssen deshalb die allgemeinen Vergünstigungen und Unterstützungen, wie sie für die Jugendarbeit gegeben werden, Anwendung finden.

I Aufgabe - Name - Sitz

§1

Der Ring Politischer Jugend Musterstadt ist ein freiwilliger Zusammenschluss der politischen demokratischen Jugendverbände in Musterstadt in der Form eines nicht rechtsfähigen Vereins.

§2

Der Zusammenschluss führt den Namen "Ring Politischer Jugend Musterstadt" (RPJ Musterstadt).

§3

Sitz des RPJ Musterstadt ist die Geschäftsstelle der jeweils geschäftsführenden Organisation.

II Mitgliedschaft

§4

Mitglied des Rings Politischer Jugend Musterstadt kann jede politische Jugendorganisation werden, die sich auf der Grundlage des Grundgesetzes und der nordrhein-westfälischen Landesverfassung für unsere freiheitlich demokratische Grundordnung einsetzt und sie aktiv fördert.

§5

Die Aufnahme als Mitglied erfolgt auf Antrag. Der Aufnahmeantrag muss schriftlich bei der jeweils geschäftsführenden Organisation gestellt werden. Über die Aufnahme entscheidet der RPJ Musterstadt einstimmig. Ein Rechtsanspruch auf Aufnahme in den RPJ Musterstadt besteht nicht. Dem Aufnahmeantrag ist eine Satzung und das Grundsatzprogramm der antragstellenden Organisation beizufügen.

§6

Folgende Grundbedingungen müssen durch antragsstellende Organisationen bei Antragsstellung erfüllt sein:

Die antragsstellende Organisation muss ein politischer Jugendverband sein,

a) deren Mutterpartei dem Bundestag oder dem Landtag NRW angehört

und

b) der mehr als 1.500 Mitglieder in Nordrhein-Westfalen hat. 
Auf Antrag eines Mitgliedes des Rings Politischer Jugend Musterstadt wird die Mitgliederzahl zum 31.12. eines abgelaufenen Kalenderjahres durch einen Vertreter des Jugendamts der Stadt Musterstadt oder aufgrund eines Mehrheitsbeschlusses durch einen Notar festgestellt. Der Notar wird von den Mitgliedsverbänden des RPJ Musterstadt durch Mehrheitsentscheidung benannt und beauftragt. Die Kosten trägt die Aufnahme beantragende Organisation.

§7

Die Mitgliedschaft im RPJ Musterstadt erlischt durch Austritt oder durch Ausschluß oder wenn keine der Aufnahmevoraussetzungen des §6 a) und b) mehr von dem Mitgliedsverband erfüllt werden. Die Feststellung der Gesamtmitgliederzahl erfolgt durch Antrag eines Mitgliedsverbandes durch einen Notar. Der Notar wird vom RPJ Musterstadt mit 3/4-Mehrheit der Mitgliedsverbände benannt und beauftragt. Die Kosten des Verfahrens trägt der RPJ Musterstadt.

§8

Ein Mitgliedsverband kann auf Antrag einer Mitgliedsorganisation aus dem RPJ Musterstadt ausgeschlossen werden, wenn er vorsätzlich gegen die Satzung des RPJ Musterstadt verstoßen hat, bzw. durch Verletzung der Grundsätze der Präambel dem RPJ Musterstadt schweren Schaden zugefügt hat. Ein schwerer Schaden liegt insbesondere bei Verfolgung links- oder rechtsextremistischer Ziele vor, die die Beseitigung oder Schädigung unseres demokratischen Staats- und Gemeinwesens bezwecken. Für den Ausschluss ist eine Mehrheit von drei Vierteln der Stimmen der Mitgliedsverbände des RPJ  Musterstadt notwendig.

III Geschäfts- und Verfahrensordnung

§9

Die Geschäfts- und Kontoführung erfolgt im kalenderjährlichen Wechsel durch die Mitgliedsverbände des RPJ Musterstadt in alphabetischer Reihenfolge gemäß §6.

§10

Die Einladungen zu den Sitzungen des RPJ Musterstadt erfolgen in Textform durch die jeweils geschäftsführende Organisation unter Angabe einer Tagesordnung. Bei Beschlussfassung betreffend der § 5, 7, 8, 18 und 19 erfolgt eine Einladung an alle Mitgliedsverbände durch Einschreiben mit Rückschein.

§11

Die Einladungsfrist für Sitzungen des RPJ beträgt 10 Tage, in Eilfällen 3 Tage.

§12

Der RPJ Musterstadt ist beschlussfähig, wenn alle Mitgliedsorganisationen ordnungsgemäß eingeladen wurden. Bei Beschlussunfähigkeit hat die geschäftsführende Organisation die Sitzung sofort aufzuheben und die Mitgliedsverbände des RPJ Musterstadt zu einer neuen Sitzung schriftlich mit gleicher Tagesordnung einzuladen. Der RPJ Musterstadt ist dann in jedem Fall beschlussfähig. Darauf ist in der Einladung hinzuweisen.

§13

Beschlüsse werden mit 3/4-Mehrheit aller Mitgliedsverbände gefasst.

§14

Dem RPJ Musterstadt gehören die Vorsitzenden der Mitgliedsverbände stimmberechtigt an. Diese können die Vertretung der Interessen der jeweiligen Mitgliedsverbände an Beauftragte ihrer Kreisverbände delegieren. Eine Vertretungsvollmacht ist auf Anforderung schriftlich vorzulegen. Jeder Mitgliedsverband hat eine Stimme im RPJ Musterstadt.

§15

Über Sitzungen des RPJ Musterstadt ist ein Protokoll zu führen, das von der jeweils geschäftsführenden Organisation zu erstellen und zu zeichnen ist, und dann in der darauffolgenden Sitzung von den Mitgliedsverbänden des RPJ mit einer 3/4-Mehrheit gebilligt werden muss. Abschriften der Protokolle sind den Mitgliedsverbänden zuzustellen.

§16

Für die Verhandlungen, in denen der "Ring Politischer Jugend" nach außen vertreten sein muss, bestellen die Mitgliedsverbände des Rings Politischer Jugend von Fall zu Fall eineN VertreterIn. Über den Stand und das Ergebnis dieser Verhandlungen muß den Mitgliedsverbänden laufend berichtet werden. Die Übertragung solcher Aufgaben ist im Protokoll einer jeden Sitzung festzuhalten.

§17

Die Mitgliedsverbände des RPJ Musterstadt unterbreiten dem Jugendamt der Stadt Musterstadt einen Vorschlag zur Verteilung der für politische Bildungsarbeit im Haushalt der Stadt Musterstadt zur Verfügung stehenden Mittel.

§18

Änderungen der Satzung müssen einstimmig erfolgen. Der Antrag auf Satzungsänderung muss in der TO enthalten sein.

§ 19

Die Auflösung des RPJ Musterstadt kann mit ¾ Mehrheit beschlossen werden. Die Tagesordnung muss den Antrag auf Auflösung enthalten.

§20

Diese Satzung tritt zum XX.XX.XXXX in Kraft. Zu diesem Zeitpunkt gehören dem RPJ Musterstadt folgende Mitgliedsverbände an:

Diese Satzung wurde am XX.XX.XXXX in einer Sitzung des RPJ Musterstadt von den Vertretern der zu diesem Zeitpunkt dem RPJ Musterstadt angehörenden Mitgliedsverbände einstimmig verabschiedet.

Musterstadt, den XX.XX.XXXX 

